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Vonm halliſchen
Der Zentralrat der deutſchen ſozialiſtiſchen Repu

Nik hat eine Einladung an alle Arbeiter-, Soldaten
und Bauernräte gerichtet, in der er zur Beſchickung
eines zweiten Rätekongreſſes auffordert. Der
Rätekongreß ſoll am 26. März in Berlin ſtattfinden und
hat ſich durch die Entwicklung der Dinge in Deutſchland
notwendig gemacht. Damit auf dieſem Kongreß aber

die wahre Stimmung des arbeitenden Volkes
zum Ausdruck kommen ſoll, ſind Neuwahlen für alle in
Betracht kommenden Räte erforderlich, denn die bis-
herige Zuſammenſetzung der Räte iſt in vielen Fällen
in den erſten Revolntionstagen ganz willkürlich vorge
nommen worden, wurde keineswegs den veränderten
Verhältniſſen entſprechend revidiert und berückſichtigt
in keiner Weiſe die wahren Stimmungen und Meinun-
gen der geſamten arbeitenden Bevölkerung. Darum
hat der Zentxalrat angeordnet, daß unr ſolche Räte zum
Rätekongreß Delegierte entſenden können, die nach
einem beſtimmten, gerechten Wahlverfahren gewählt
worden ſind. Das Wahlverfahren, daß der Zentralrat
vorſchreibt, iſt recht einfach und niemand wird von ihm
beweiſen können, daß es ungerecht wäre. Alle über
20 Jahre alten Perſonen männlichen und
weiblichen Geſchlechts ſind wahlberech-
tigt und wählbar, ſofern ſie gegen Ge-
halt vder Lohn e jM aJahreseinkommen 100600
ſteigt. Die Wahl ſelbſt wird na

Die Neuwahlen zu den Arbeiterräten uſw., die nicht
nach dieſem Wahlverfahren gewählt ſind, müſſen bis
ſpäteſtens 16. Mär z erfolgt ſein, und darum wird
es auch für den

halliſchen Arbeiterrat
Zeit, ſich einer Neuwahl zu unterziehen, damit auch er
Delegierte zum Rätekongreß entſenden kann.

Der halliſche Arbeiterrat iſt nach einem Wahlver-
fahren zu ſammengeſetzt worden, daß dem hier geforder-
ten in keiner Weiſe entſpricht, er iſt einſeitig und un
gerecht zuſammengeſtellt und gibt keineswegs ein ge-
treues Spiegelbild der arbeitenden Bevölkerung Halles.
Es iſt gewiß notwendig, einmal feſtzuſtellen, welcher
Art die Wahl zum hieſigen Arbeiterrat war. Gleich nach
der Revolution konſtituierte ſich ein proviſoriſcher Ar
beiterrot, der am 28. November abgelöſt wurde durch
einen in den Betrieben gewählten endgültigen. Bei
dieſer Wahl wurde betriebsweiſe gewählt, kleinere Be-
triebe wurden zuſammengelegt, ganz willkürlich, nur
in fein gusgeklügelter Weiſe immer ſo, daß die

Nnabhängigen überall die Mehrheit
hatten. Andere Parteirichtungen auszuſchalten, wurde
um ſo leichter, da nicht nach dem Verhältniswahlſyſtem
die Mandate verteilt wurden, ſondern nur die abſolute
Mehrheit entſchied, ſo daß ſtarke Minderheiten leer
ausgingen und große Mengen der Arbeiterſchaft ent-
rechtet wurden; dies weiter auch noch dadnrch, daß breite
Schichten des arbeitenden Volkes

überhaupt kein Stimmrecht
hatten. Auch den Beamten gegenüber wurde eine
beſondere Entrechtungsmethode angewandt. Während
bei den Arbeitern auf je 200 Mann ein Delegierter kam,
ſollten die unteren Beamten nur auf je 1000 Mann
einen Delegierten erhalten. Wie uns berichtet wird,
haben ob dieſer Ungerechtigkeit die unteren Poſtbeamten
z. B. auf eine Vertretung im Arbeiterrat verzichtet.
Unſere Partei hat ſofort nach der ſeinerzeit vorgenom-
menen Wahl gegen die Art und Weiſe, wie die Wahl
vorgenommen wurde, mit einer Erklärung proteſtiert,
die im weſentlichen folgenden Wortlaut hatte:

errat ſoll die Vertretung der geſamten inv a t von vale n.e rde wird nicht die in kleinenh ger ter und h nur dann wäh
len. wenn d vom e iſt. Tgar ne a gut g, denn urch ſind Tauſende vom

echtigung unWahlrecht ausgeſchloſſen worden, deren

zwei eht.felhaft feſtſt
2. Weiter iſt die demokratiſche Grundforderung verletztden, da die Wahlen nach dem Whanrienehgſten nommenwor-

werden ſollen. iſt dem ungerechten ein itsſyſtem warit werden alle e er
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und der gewählte Arbeiterrat iſt nicht demotratiſch
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enjenigen rideren Zahl der Beſchäftigten der Mänderheit war chteil in.

Allerdings die „Jnhaber der Macht“ haben ſich herz
lich wenig an dieſen Proteſt gekehrt, haben ſich die ganze
Zeit über als die wirkliche und tatſächliche Vertretung
der arbeitenden Bevölkerung gefühlt und nach beſtem
Können und Vermögen ihres Amtes gewaltet.

Da von Anfang an die Zuſammenſetzung des Ar
beiterrats gar zu einſeitig war, hat ſich ſchließlich der
Sokdatenrat ins Mittel gelegt und hat erreicht, daß die
Parteien Bertreter entſenden konnten. Die Unab-
hängigen durften daraufhin noch 10 Vertreter entſenden,
während das Gewerkſchaftskartell 5 ſchicken durfte und
der alten ſozialdemokratiſchen Partei ebenfalls gnädigſt
5 zugeſtanden wurden, denen aber eine Mitarbeit ſo
ſchwer wie nur irgendmöglich, oft ganz unmöglich ge
macht wurde. Hier mag einmal feſtgeſtellt werden, daß
die Arbeiterräte ſchon in Aufregung kamen, wenn nur
einer unſerer Vertreter das Wort ergriff, und oft war
es uns nur unter allergrößten Schwierigkeiten möglich,
nackte Erklärungen zur Verleſung zu bringen. Die
Voreingenommenheit gegen die Regierungsſozialiſten
und vor allen Dingen gegen beſtimmte Perſonen hat

Volksblatt ren Leuten in Weiſe groß7 v e 7P 1 ldaß
2 TJ T 2 24a 2c C 3Drvt r r Der vöof fung r zder Keil, der durch gemeinſte perſönliche Ver

hetzung in die Arbeiterſchaft getrieben worden iſt, be
ſeitigt werden kann, daß

die Vernunft wieder ſiegen
und ein Zuſa mmenarbeiten der Arbeiter
im Jntereſſe der Arbeiter wieder möglich
werden wird. Klärung wird wieder werden in den
Köpfen der Arbeiter trotz aller Gegenarbeit, das Miß-
trauen muß und wird weichen und wird dem Ver-
trauen Platz machen, das auch die Ueberzeugung des
andern zumindeſt achtet.

Vieles wäre noch zu ſagen über die Tätigkeit des
halliſchen Arbeiterrates, über Unheil, daß er hervorge-
rufen und über Gutes, daß er geſtiftet. Doch das ſoll
nicht die Aufgabe dieſer Zeilen ſein, hier ſoll nur noch
das eine geſagt werden, daß er jetzt, nachdem ein Stadt-
parlament nach freieſtem Wahlrecht gewählt iſt, ſeine
Rolle

als politiſche Körperſchaft ausgeſpielt
hat, daß er ſich jetzt nur noch mit wirtſchaft-
lichen Fragen zu beſchäftigen haben wird und daß
ſeine bisherigen politiſchen Funktionen auf die neuge-
wählte Stadtverordnetenſitzung übergehen müſſen. Die
eigentliche Aufgabe des kommenden Arbeiterrates und
ſeine überaus wichtige zukünftige Tätigkeit haben wir
ſchon des öfteren geſtreift; bei paſſender Gelegenheit
werden wir nochmals näher darauf eingehen. Jetzt

fordern wir ſofortige Neuwahl
des Arbeiterrates nach den vom Zentralrat vorgeſchrie-
benen Wahlmodus, damit auch der hieſige Arbeiterrat
eine tatſächliche Vertretung der geſamten arbei-
tenden halliſchen Bevölkerung wird und
eine Vertretung zu dem ſo überaus wichtigen zweiten
Rätekongreß entſenden kann.

Den gegenwärtigen Arbeiterrat können wir nicht
als zu Recht beſtehend anerkennen, und ſollte keine
Neuwahl angeordnet werden, ſo müßten wir
gegen dieſe Unterlaſſung

ſchärfſten Proteſt
erheben. Jedoch wir hoffen, daß der Arbeiterrat ſich
bereits mit der Angelegenheit beſchäftigt und unver-
züglich die Neuwahl veranlaſſen wird.

n big ſind und mitnichts zu tun haben. aber

S h e Sa it: Die legten Streiks ſind das Werk
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rbeiterrat.
unſerer „Aufklärungsarbeit“. Na alſo! Aber un-
ſchuldig ſind die Unabhängigen trotzdem
und wer bot die „eEiſenſtirn“, dies zu be

zweifeln ?2?

zur Entſendung der Truppen nach Halle.

Geuoſſe Ad. Thiele ſchreibt uns:
Die Volksſtimme hatte mir anheimgeſtellt, mich zu

der Behauptung zu äußern, die Herverlegung von
Truppen ſei von mir veranlaßt worden. Nach Lage der
Sache würde ich zwar ohne Bedenken die Verantwor
tung übernehmen, aber es iſt eben nicht andem.
Die Wahrheit iſt vielmehr: Schon gegen Mitte Januar,
als hier mehrere nach dem Oſten zum Grenzſchutz be-
ſtimmte Truppenzüge auf dem Bahnhofe angehalten
und ſogar Entwaffnungen vorgenommen worden
waren, beabſichtigte die Regierung Truppen nach Halle
zu legen, um die Wiederholung ſolcher Vorkommniſſe
unmöglich zu mawhen. Jch wurde um mein Urteil be
fragt und habe nach Rückſprache mit mehreren Partei-
genoffen entſchieden von der Truppenentſendung abge-
raten, die infolgedeſſen auch unterblieben iſt. Das
Volksblatt prahlte zwar damals, ſein und der Unab-
hängigen Verdienſt ſei es, daß die Regierung von ihrer
Abſicht Abſtand genommen habe, allein es war ſo, wie
ich e
Als nun vor zwei Wochen die Bah nverbindung

r r

T IL dem er 1 Juche um Maßnahmen zur Sicherung bei der Regierung
eingelaufen waren, entſchloß ſie ſich ganz aus freiem
Ermeſſen, in Halle als dem Knotenpunkt der mittel
deutſchen Bewegung militäriſche Sicherheit zu ſchaffen.
Als ich vor vierzehn Tagen nach Weimar kam, ſtand d.
Plan bereits feſt, und ich perſönlich entging nicht dem
Vorwurfe, daß die Lage in Halle ſich wahrſcheinlich nicht
ſo zugeſpitzt haben würde, wenn ich der Regierung im
Januar nicht in den Arm gefallen wäre. h halte aus
guten Gründen dieſe Auffaſſung nicht für richtig, aberinſtegen mußte ich den Naſenſtüber.

Die Frage war nur, wann die Truppenherver-
legung erfolgen ſollte. Auch das beantwortete ſich aus
der Lage heraus. Daß der Streik zuſammenbrechen
würde, war jedem, der ſehen kann, von vornherein klar.
Ebenſo ſicher war, daß er mit Raub und Plünderung
enden würde, wie vorher ähnliche Unternehmen in Ber-
lin, Bremen, Weſtfalen und anderwärts. Die ehrlichen
organiſierten Arbeiter mögen ſich bei einem politiſchen
Maſſenſtreik noch ſo energiſch gegen Ausſchreitungen
wehren, jene deklaſſierte Volksſchicht, die nicht durch

politiſche Jdeale, ſondern durch Hang zur Zügelloſig-
keit an die Seite der Streikenden getrieben worden iſt,
ſieht in Raub und Plünderung allein den erſtrebens-
werten Schluß. Das war ſchon vorher ſo und blieb auch
jetzt ſo. Die Regierung hatte nur zu entſcheiden, ob ſie
mit dem Eingreifen warten wollte, bis nach Zuſammen-
brechen des Streiks die Plünderungen vollzogen waren,
ober ob ſie dieſelben zu verhindern beſtrebt ſein ſolle.
Das erſtere hatte den politiſchen Vorteil für ſich, daß
den als Veranſtaltern des Generalſtreiks
durch die ünderungen ein Schlag verſetzt worden
wäre, von dem ſie ſich nicht wieder erholen konnten.
Für den zweiten Weg pro da Leben und Eigentum

erettet werden konnten. Der Regierung war letztere
ägung entſcheidend, und ſie richtete darnach ihre

Maßnahmen ein. Die Plünderungen wären auch völlig
unmöglich geweſen, wenn nicht der ſinnloſe bewaffnete
Widerſtand am Sonnabend abend die Truppen an der
l Aufgaben gehindert hätte. Die Kilian,
Koenen, Böttge und wie ſie heißen, haben eine unver-
antwortliche Schuld auf ſich geladen, als ſie unausgeſetzt
die Erregung in einem Maße ſteigerten, daß der be-
waffnete Widerſtand die notwendige Folge war und die
Schutzmaßnahmen gegen Plünderungen nicht e
werden konnten. Es entſpricht ganz ihrer gewiſſenloſen
h wenn ſie das Erſcheinen der Truppen als

er Räubereien bezeichnen, während es ihr
eigenes Werk iſt, daß die Plünderungen möglich wur-
den. Außerdem iſt es ſehr, ſehr r von ihnen
das Erſcheinen der Truppen in urſächlichen
ſammenhang mit den Räubereien zu bringen.
r Gegner des letzten Generalſtreiks proteſtiere
i ger dieſe Annahme, denn der ſtreikende Arbeiter
t v c verſiene de Ausfüh übrigt das

urch vorſtehende Ausführungen erübrigEingehen auf alle anderen mich perſönlich e
Behauptungen. Da der W die einzige

a

n

mit Halle war, hal e einer zien
lichen Anzahl anderer Zivilperſonen und v
Ammendorf bin ich mit einem Privatgeſ nach der
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Ernve gerangt g. als die Trunpen Don lang nwaren. Es war ein Akt reiner Gefälligkeit, daß c hen

en mit benutzen durfte.
ie zahlreichen Bedrohungen mit dem Tode, denen

ich ſeit acht Tagen ausgeſetzt bin, laſſen mich völlig kalt.

Ich kann nur l n ich e r zgeregten Maſſe am Markte geſagt habe rdie ialdemokratie mein Leben zu en Kerk i
iſt ſeit Jahrzehnten ein mir geläu ger Gedanke. Daß
ich aber von Sozialdemokraten toitgeſchlagen werden
ſoll, hat den Reiz der Neuheit für ſich.

sie ſchimpfen weiter.

Zu der Schimpferei vom Sonnabend hat das Volks
blatt geſtern eine neue vom Stapel m die alles
bisher dageweſene in den Schatten ſtellt. s ſprudelt
und qnille, überſtürzt ſich ſchier, bringt einen Wort-
reichtum recht zweifelhafter Art, den wir in unſerem
Wörterbuch nicht finden; quält ſich, in Worten eine
Hemeinheit mit der anderen noch zu übertrumpfen und
läßt in uns die Angſt aufſteigen, daß unſere „lieben
zuckerſühßen Brüderchen“ in dieſem Wort-Schlamm er-
ſticken könnten.

Leute mit ſolchen Manieren können die Wahr-
heit nicht vertragen und reibt man ſie ihnen unter die
Naſe, dann werden ſie wild, fuchsteufelswild und
ſchimpfen, ſchimpfen bis ihnen der Schaum vorm Munde
ſteht. Trefflich übt auch bei dieſer Gelegenheit das
Volksblutt ſeine Fertigkeit, im Reichslügenverbands-
Kile Sätze aus ihrem Zuſammenhang herauszureißen,
und anſtelle der Sache die Perſon zu ſchieben, um dann
auf ſeinem ureigenſten Gebiete, dem per chen, den
„Kampf“ zu führen.

Dem Voltsblatt iſt es einfach unmöglich, Perſon und
Sache auseinanderzuhalten, es tann oder will nicht
unterſcheiden, was Partei oder Perſonenpolitik iſt.
Die Perſon iſt alles, die Sache nichts.Und dieſe Leute heucheln, für große Jdeale kämpfen
zu wollen! Dies ehrlich zu tun, erfordert andere
ſeeliſche Vorbedingungen.

Uns macht das erregte Gezeter nicht irre, wir wer-
den weiter das ſagen, was im Jntereſſe der
Arbeiterſchaft geſagt werden muß. Große
Worte und Verſprechungen machen, überlaſſen wir gern
denen um das Volksblatt. Auch in Halle wird die Zeit
kommen, wo die Arbeiterſchaft klar ſieht und unter-
ſcheidet, welche Politik die richtige war, welche zu ihrem
Wohle und welche zu ihrem Verderben ausſchlagen muß.
Der Streitk hat gute Arbeit getan; es
dämmert bereits.Und darum iſt die Wut des Volksblatts ver
ſtändlich.

General Maercker über das Mittellungsblatt.

Durch eine dringende Behinderung war es uns geſtern un
nöglich. einen Vertreter in die Preſſekonferenz zu entſ S
aber wichtige Sachen vorgetragen wurden, wollen wir dieſe un
ern Leſern ſicht vorenthalten. Wir bringen hierüber das Weſent
liche, was die bürgerliche Preſſe brachte:

„General Maercker wandte ſich noch mit beſonderem Nachdruck
die in dem Mitgegen i i Jallchng! n. und Anleitung e 2 n chuſſes für treik in Mittel

deutſchland vom 4. März enthalten ſind. Es wird darin u. g.
ſagt, die Parole ſei geweſen, die Nosketruppen mit kühler Ruhe
und gekreuzten Armen zu einpfangen. „War das kühle Ruhe, war
das Empfang mit gekreuzten Armen?““ ſo fragte General Maercker,
daß meine Truppen an jenem Sonnabend, dem Tage des Ein-
zuges auf dem Markt überfallen und ſchwer mißhandelt wurden
Ferner wird in dem Mitteilungsblatt geſagt, der Artillerie ſei nur
die Wahl geblieben, ſich den Noslkeleuten unterzuordnen oder die
Kaſerne zu räumen. Auch das iſt unwahr. Und eine Verleumdung
ift ferner die Vehauptung, daß in der Charlottenſtraße ein über
nervöſer Leutnant der Landesjäger die Schießerei veranlaßt hätte,
bei der dann ein Feldwebel und eine Anzahl der eigenen Leute
von ihren Kameraden erſchoſſen ſeien. Es iſt kein Feldwebel er
ſchaſſen und es ſind keine Soldaten von ihren Kameraden getötet
worden. Weiter heißt es in dem Mitteilungsblatt, die Schuld an
den Plünderungen trage die Tatſache, daß infolge des Einzuges
der RNoskegarden das Sicherheitsregiment den Sicherheitsdienſt
eingeſtellt habe. Wer hat, ſo fragte General Maercker, dem Sicher-
heitsregiment befohlen, den Sicherheitsdienſt einzuſtellen? Wer
hat den Soldatenrat geheißen, feine Funktionen niederzulegen?
Der Soldatenxat wird dafür haftbar gemacht werden. Er ſowohl
wie das Sicherheitoregiment wurden von der Regierung für ihren
Dienſt bezahlt. Aber das Sicherheitsregiment ſowohl wie der
Soldatenrat nahmen. anſtatt die von der Regierung geſchickten
Landesjäger zu unterſtügen, ſogleich eine feindliche Haltung an.
Das iſt das Verfahren von Rebellen.“

Die Preſſevertreter gaben die
treter des „Volksbiattes“,

D

Rußregelungen?

Gleich uns berichtet geſtern das Volksblatt, daß
vielfach die Unternehmer ſich weigern, ihren Betrieb
in Gang zu ſetzen. Dadurch wird eine große Zahl
Arbeiter gezwungen, weiter zu ſeiern, weiter verdienſt-
los zit ſein. Scheinbar meinen die Unternehmer, ſich
fest aufs hohe Pferd ſchwingen zu können; dieſes Ge-
baren müſſen wir mit aller Entſchiedenheit verar-
teilen. Unſere Meinung über dieſen Streik iſt
bekannt aber zu wiederholten Malen haben wir in
dieſen Tagen auch betont, daß genügend Grund
zur Verärgerung und Erbitterung in der
Arbeiterſchaft über die gegenwärtigen Verhält-
niſſe vorliegt und daß es zumindeſt gefährlich iſt, dieſe
Stimmung durch agreſſive Maßnahmen zu nähren.
Wird ein Kampf mit noch ſo großer Erbitterung geführt,
ſs erheiſcht ſchon das künftige Friedensverhältnis, daß
dis Friedensbedingungen ehrlich durchgeführt werden.

Borläufige Aenſtunweiſung für die
vetriebsräte.

Die Streikleitung hat ſich mit der Regierung auf folvorläufige Dienſtanweiſung für die Vetriebarate ge

1. Der Betriebsrat iſt die Vertretung aller Angeſtellten
nd Arbeiter des Betriebes.

2. Der Betriebsrat hat das Recht der Einſichtnahme in
alle Betriebsvorgänge, ſoweit hierdurch keine Betriebsgeheim-
niſſe gefährdet werden. Er ſorgt mit der Betriebsleitung

für einen
triebsleitung teilt
jedem Mitglied

3. Der Betriebsrat
führung der berg- r

Einvernehmen mit dem Betriebsrate
beſtimmte Arbeitsgebiete zu.

mit für die peinlichſte Durch
rbepolizeilichen und Unfallver

hütungsvorſchri d bei Unfallunterſuchungen von
der Betriebsle en.4. Drei vom t aus der der Arbeiterund A llte beſtimmten nen, die mindeſtens Raf Jahre im und. es umr er e Betriebe t,dem Unterne ä ewe aure alle wir lichen Vorgange des Unternehmens zu

gewähren.
5. Bei Gehalts- und Lohnfragen haben ſich Betriebsratund Betriebsleitung im men er in den w ftlichen

Organiſationen getroffenen Vereinbarungen zu ver
6. Ueber die Einſtellung und ele Arbeitern

und Angeſtellten ſollen zwiſchen den wirt lichen Organi
fationen Grun vereinbart werden. Der Betriebsrat hat
gemeinſam mit Vetriebsleitung für die Jnnehaltung
dieſer Grundſätze Sorge zu tragen.

7. Der Betriebsrat erhält von der Betriebsleitung einZimmer zur Verfügung geſtellt, in welchem er ſehen zu
ſammenkommen kann. Zweckmäßig ſind gemeinſame, in feſten
Abſtänden ſtattfindende Beſprechungen des Betriebsrates mit
der Betriebsleitung unter deren Vorſitz, in denen das Ar
beitsprogramm des Betriebes und die Tätigkeit der Mit
ge des Betriebsrates beſprochen wird. e Mitglieder

Betriebsrates erhalten für ihre Tätigkeit im Vetriebsrat
ihren vollen Lohn (bezw. Gehalt).

8. Ueber alle in gemeinſchaftlichen Sitzungen des Be-
triebsrates mit der Betriebsleitung gepflogenen Verhand-
lungen wird in der Sitzung ein Protokoll ßt, worin Fr.
r t wird, welche Angelegenheiten bekannt gegeben werdenren Betriebslei und Betriebsrat z en ſich
auf genaue Einhaltung dieſer Vorſchrift. Bei ſtößen be
hält ſich die Direktion vor, den Schuldigen zur Verant-
wortung zu ziehen und ihn nötigenfalls ſchadenerſatzpflichtig
zu machen.

9. Die Wahlperiode des Betriebsrates beträgt ein r.
Wiederwahl iſt zuläſſig. Spricht jedoch in einer Betriebs
verſammlung, in der mindeſtens die Hälfte der im Betriebe
tätigen Arbeitnehmer anweſend iſt, die Mehrheit dem Be-trieberate oder einzelnen Mitgliedern ein Mißtrauensvotum

aus, ſo muß unverzüglich eine Neuwahl vorgenommen
werden.

10. Die Ausführung der gemeinſamen mit dem Be-
triebsrate gefaßten Beſchlüſſe übernimmt die Betriebsleitung,
der nach wie vor die Leitung des Betriebes zuſteht.

11. Streitigkeiten zwiſchen Betriebsleitung und Be
triebsrat entſcheiden die zuſtändigen geſetzlichen Körper-
ſchaften, ſofern nicht von den wirtſchaftlichen Organiſationen
der Arbeitnehmer im Zuſammenwirken mit den Betriebs
räten mit den wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeit
geber beſondere Schlichtungsſtellen errichtet werden.

Protokollariſch feſtgelegt werden ſollte außerdem noch
beſonders, daß von ſeiten der Betriebsräte Einblick in die
Betriebsgeheimniſſe bei der gegenwärtigen Regelung nicht
gewünſcht wird, ſowie in kaufmänniſchen Angelegenheiten
eine Mitentſcheidung nicht verlangt wird.

Flelkorps Halle
die Univerſität und noch Etwas

Von einem Studenten gehen uns folgende Zeilen zu:
Die Aula der Univerſität war Freitag Schauplatz eines ſel-

tenen iels. Als ich kurz vor 5 Uhr nachmittags dorthin
meinen Weg nahm, um in Er ing zu bringen, wann denn nun
eigentlich der Betrieb wieder losgehe (gab es doch nach Beendi
gung von Streik und Gegenſtreik abſolut keinen Grund mehr für
ein Geſchloſſenhalten der Univerſität), da fand ich das pt

bäude umſtellt von Regierungstruppen. Als ich darauf den
ndflächengroßen Zettel las, der eine Verſammlung ankündigen

ſollte, da wußte ich im Moment, was die Uhr a hatte und
machte mich auf zur Aulg. Auch hier Stahlhelme und Gewehre.
Geſchloſſen ſitzt die bewaffnete Schar in einer Ecke, die Studenten

ft in Zivil iſt erheblich in der Mehrheit. „Man will be
ſchließen, daß die Univerſität geſchloſſen werden ſoll“, heißt es. Da:„Achtung!“ wie ein Schlag ſteht die Kompagnie, ein Offizier meldet

dem eintretenden General Maercker. (Vor Schreck ſind eine Zahl
Nicht-Uniformierter mit aufgeſtanden: ja es ſitzt feſt im deutſchen
Blute!) Der Vorſtand der Studentenſchaft eröffnet mit dem Be
merken, der Herr General hätte gewünſcht, zu den Studenten
zu ſprechen. Der Herr General erzählt uns, was wir alleſchon wiſſen, von den geplanten Paßnahmen zum Selbſtſchutze

alles und wirbht für das Freikorps. Nach ihm der Rektot, der
einerſeits zum Beitritt auffordert und erklärt, erſt in acht Tagendie Univerſität öffnen zu wollen, ſalls die Militärbehörde bis da

hin die Freiwilligen nicht mehr benötigte! Nach dem, was der
Herr General Maercker als Aufgabe des Freikorps vargetan hatte,
war das nicht gut anzunehmen, daher gab es auch Einwendungen
und eine Debakte entſpann ſich.Nun muß man die Verhaäliniſſe in der Studentenſchaft Halles

kennen, um ſich klar machen zu können, wie die Sache ſteht. Ver-
ſammlungen bald nach der Revolution und im Januar, als ein

Beſorgte, vielleicht auchaar um die Revolution allzu
Spartakiſten, den unnötigen Demonſtrationszug ſprengten (bei dem

cheidemann“man unter ſchwarz-weiß-roten Flaggen Hoch Ebert
ſchrie und Wilhelm II. meinte) haben den herrſchenden Geiſt zur
Genüge offenbart. Und wenn er nicht die Mohrzahl beherrſcht,
dann um ſo ſchlimmer für die Lauen, die alle Verſammlungen und
Entſchlüſſe bisher ſchwarz-weiß-rotem Terror überließen! Freitag
haben ſie ſich endlich aufgerufft und man hörte ab und zu ein gutes.
wahres Wort. Die Frage einer Schließung der Univerſität ſt
überhaupt völlig indistutabel. Es iſt auch ausgeſchloſſen, der Un
zahl derer, die durch den Krieg 6, 8 und 9 Semeſter verloren,
mehr von der koſtbaren Zeit zu nehmen. Die 2—300 Studie-
renden, die ſich bis jetzt meldeten, dies mein
Vorſchlag mögen mitden Landesjägerngehen,
wir aber würden wie ein Mann bereitgeſtellte
Waffen ergreifen, wenn Spartakus nochmals
ſein Haupt in Halle erhebt, bis dahin aber ar-
bei en.

Und noch ein Moment will ch iurz hineinbringen, und das
ſcheint mir das Wichtigſte zu ſein.

General Maerder etwa: Wir prüfen die Leute aber
auch auf ihre politiſche S zeree denn der Staat will keine
Soldaten bezahlen, die im e die Waffen gegen ihn kehren!“
Sehr recht! Zumal ein ehemaliger Arbeiter ihr oberſter Vor
geſeggter iſt. Jch aber frage, wer iſt denn Sozialiſt von Euch Frei
willigen, wieviele Demokraten und wer gehört dem an?
Denn das nenne ich regierungstreu ſein! Mancher kann ja, wie
Prof. Voretzſch ſagte, feinen moralischen Schwei nd unter

aber, aber unp wand unter Komilitonen, irgendwo im Geiſte die Regktion marſchi und
nicht mit ihr will. der mag in Wally Jeplers nd u

Sozialdemokratie einmal die Photographie des deutſchen Studen-
ten anſehen. Sie wird ihm bekannt vorkemmen

ſt hohen Stand der Produktion. Die a

e

Weſprechung über Deutſgiand

Sitzung am 10. März 19189.

n r e n rur Begründu rt Abg. Peterſen m.) aus: Diee
agen e rerſeits müſſen wir damoral iſche defüht des Bier aufrufen.

r i der Jnte ation der Deutſch- nationalen
de lksvartei über die Abſtimmung des Not-

tandsgeſetzes ie Landwirtſchaft begründet Abg. Dr. Se mm
er ſchnat. Vp.).

e

Das Haus beſchließt die gemeinſame Beſprechung
der beiden Jnterpellationen.

Ernährungsminiſter Schmidt: Die Frage der Jnterpellation,
ob unfere ng bis zum nächſten Wirtſchaſtsjahr ausreicht,
muß ich ver neinen, Was ſoll nun geſchehen, um den Fehl
betrag zu decken? Eine Herabſetzung der ſchon ſo niedrigen Le
bensmittelraten F unmöglich. Es bliebe alſo nur übrig, den
Fehlbetrag durch Einfuhr vom Auslande zu decken. Die Hoffnung
auf Aufhebung der Blockade bei Jnkrafttreten des Waffenſtill

andes war trügeriſch. Alles ſpricht dafür, daß der Wirtſchaftsauch noch nach Friedensſchluß mit aller Schärfe fortgeſegt

werden ſoll. Trotz alledem ſteht es nicht ſo ſchlimm mit unſerer
Ernährung, wenn uns nicht derch ſinnloſe Streiks und volitiſche
Unruhen die Einfuhrmöglichkeiten aus den neutralen und ſogar
dem feindlichen Auslande unterbunden werden. Wir hätten un-

Volke lei Erleichterungen ſchaffen können. Wir
in nicht geringem Umfange Reis, Oel, Milch, Fleiſch und

e einführen können, wenn wir dafür als Kompenſation
Kohle, Kali und Eiſen hätten bieten können. Weil wir das nicht
bieten konnten, ſind ſie uns vor der Naſe weggeſchnappt worden.
Das Ausland will nicht unſer entwertetes Geld, es will nur un
ere Erzeugniſſe. 39 e es in aller Oeffentlichkeit, daß ich die

ntwortung für die Ernährung der Städte nicht mehr über
nehmen kann, wenn nicht Vernunft und Einſicht zurückkehren.
Jeder weitere Streik bedeutet die Vernichtung des Reſtes unſerer
Volks wirtſchaft. Jeder Streik der ſtädtiſchen Arbeiter iſt jetzt ein
Verbrechen an der Nation. Aber kein geringeres Verbrechen iſt
es, wenn den Landwirten geſagt wird, ihr könnt auch ſtreiken,
Jch muß leider
die Fleiſchration auf den Stand vor der letzten Erhöhung wieder

herabſetzen.
iſt ſogar dieſe verminderte Ration nicht in jedem

Falle ſicher. Als Erſatz ſollen Hülſenfrüchte gegeben
werden. Bei dem jetzigen Mangel kann die Zwangswirtſchaft
nicht aufgehoben werden. Maßnahmen zu ihrer Aufhebung ſind
eingeleitet für m und Obſt, für die auch die Einfuhr

wird. Ebenſo kommen Dörrgemüſe, Sauerkraut und
Salzgemüſe in Betracht. Jch will prüfen, in der Erfaſſung der
vSülſenfrüchte eine Aenderung in der Richtung eintreten zu laſſen,
daß wir vielleicht nur einen Teil erfaſſen und das übrige frei
eben, vielleicht bei Ger afer, Heu und Stroh, unter Umſländen auch bei Eiern und Zuger nach Sicherſtellung des Ver

auchszuckers. Dagegen muß ich mit aller Entſchiedenheit die
Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung für Vrotgetreide ablehnen

ebenſo für Butter, Milch und Kartoffeln.Aber heute ſchon erkläre i wenn bei der Freigabe beſtimmter
Artikel die planloſen Preistreibereien und die ſkru-
pelloſe Ausnützung der Konjunktur fortdauern ſollten, ſo werde i
zu den 5Höchſtpreiſen zurückkehren und mit aller Entſchiedenheit
für ihre Durchführung ſorgen. Wir werden natürlich alles tun
um die Produktion zu erhöhen. Jch bedauere, daß beſonders un
r jungen Leute nicht auf das Land hinaus zu bekommen ſind.

der Frage der Dünge mittel iſt leider unſere Hoffnung
auf eine ausreichende Erzeugung durch den 14tägigen Streik in
der Stickſtoffinduſtrie vernichtet. Unſere Lebensmittelverſorgung
in dieſem Jahre ſteht alſo auf ſehr unſicherer Grundlage. Nur
eine ruhige wirtſchaftliche Entwickelung im Jnnern und eine
menſchliche S t unſerer Gegner kann uns retten.

Unterſtaatsſekretär Edler von Braun gibt einen eingehenden
Bericht über die Ernährungsverhandlungen in Spa. Wir haben
den Abbruch nur als eine Maßnahme der gegnexiſchen Vertreter
aufgefaßt. ſich bei ihren Regierungen neue Jnformationen zu
holen. Unſere Lage iſt ernſt, aber noch immer nicht hoffnungslo,
Neue Verhandlungen werden kommen und auf die Dauer wird
ſich die Welt den Verpflichtungen, die ſie Deutſchland gegenüber
hat, nicht entziehen können.

Abg. Blum (Zenitr.): Jch kann wohl für alle meine Parteige-
noſſen ſprechen, wenn ich ſage, daß die Landwirte unter keinen Um
ſtänden ſtreiken werden. Jch bin mit dem Miniſter einverſtanden
in Betreff der Erzeugniſſe, für die die Zwangswirtſchaft beibe
halten werden muß.

Abg. Wurm (Unabhängiger): Wir brauchen heute noch anf
allen Gebieten die Zwangswirtſchaft und Rationierung, mehr noch

als während des Krieges. Wenn die Landwirtſchaft geſunden ſo
müſſen ihr Menſchenkräfte zugeführt werden, die zum Landhau
geeignet ſind. Auch ohne die Streiks hätten wir uns nicht bis
zur nächſten Ernte ernähren können.

Ohne Hilfe vom Auslande können wir nicht durchkommen.
Zuerſt müſſen wir an die Arbeiterſchaft in allen Ländern appel
lieren, damit das deutſche Volk nicht verhungert,

Reichsminiſter Dr. David: Gegenüber dem Vorwurf, die
Regierung ſei mit ihren ſozialen Konzeſſionen zu ſpät gekommen.
verweiſe ich darauf, daß die Regierung raſcher mit Geſetzentwürfen
hätte kommen können. wenn die Unruhen im Lande ihre Zeit
nicht über Gebühr in Anſpruch genommen hätten. Wenn der Strei!
ſich gegen das Leben der Geſamtheit wendet, muß jeder verſtän-
dige Arbeiter einſehen, daß der Streik ein Verbrechen iſt. Daß
die Arbeiter nun endlich zur Arbeit zurlckkehren, das iſt das ein
zige Mittel, um aus unſerer Not herauszukommen.

Die ausführliche Debatte, in der hauptſächlich Landwirte
aller Parteien zum Worte gekommen waren, ſchloß in der neunten
Abendſtunde mit der Annahme des Antrages der Wirt-
ſchaftskommiſſion.

Die nächſte Sitzung findet morgen vormittag 10 Uhr ſtatt.

Politiſche Tagesülherſicht.

die Streikdrohung der Landwirte.
Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß die kom

menden Monate die ſchwierigſte Periode in
der Lebensmittelverſorgung darſtellen wer
den, die Deutſchland von r an durchzu
machen hatte. Unſere Vorräte gehen auf die Neige und
der Zeitpunkt, an dem wichtige Lebensmittel aus deut
ſchen Beſtänden nicht mehr verteilt werden können, rückt
näher und näher. Gelingt es bis dahin Zufuhren von
der Entente zu erhalten, ſo ſind wir gereitet; kommen
dieſe Lieferungen aus dem Auslande nicht zur rechten

eit, fo erfolgt ein Zuſammenbruch mit ſo gräßlichen
egleiterſcheinungen, daß man P hrrn muß, ſie ſich aus

zumalen. Mag die Entwicklung der Dinge ſich noch ſo
günſtig alten ſo wird es trotzdem der Zuſammen-
arbeit aller einſchlägigen Faktoren bedürfen, um die
Kataſtrophe abzuwenden und um einigermaßen glimpf-
lich über die ſchlimmſte Uebergangszeit hinwegzu-
kommen.

Ia Anſtatt nun die deutſche Landwirtſchaft in dieſer
Zeit, in der der gute Wille all er ſo überaus vonnöten

Ernährungslage a en
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p täe d e efrit
Landwirtſchaft fürreichli re Unlu ſt zu vermeh-
ren und damit die Kataſtrophe in der Ernährung frivol
heraufzubeſchwören. ie gewiſſenloſe Hetze,
wie ſie von Kriegsan an in der deutſchen Landwirt

iſt 1 en Teil ſchuld daran, wenn die Landwirt
ſcha nur läſſig n zum Teil ſogardirekt widerſetzlich die Maßnahmen des Kriegs
ernährungsamtes ſtörte. Die Herren von Olden-
burg, Dr. Röſicke, Graf Schwerin-Löwitz
u. a. m. haben bei unzähligen Gelegenheiten die deut
ſchen Landwirte gegen die r ſcharf ge
macht. Die Führer der Agrarier und die W
Organe ſind es vor allem geweſen, die auf dem Lande
die Demoraliſation erzeugt und genährt
haben. Der umfangreiche Schleichhandel, das
Verfüttern von Brotgetreide, mangel-hafte Ablieferung der Erzeugniſſe und infolge
deſſen ſchlechte Ernährung in den Städten
und damit Haß und Erbitterung der Stadtbe-wohner gegen das flache Land ſind zurückzuführen auf
die wüſte Agitation und gewiſſenloſe Hetze derjenigen,
die das materielle Jntereſſe der Landnwirte immer
wieder zu wecken ſuchten und damit gegen die Verord-
nungen der Sturm liefen. Der Streik,
den Herr von Oldenburg-Januſchau jetzt offen androht,
iſt an &2 nichts Neues. e Verbraucherpre hat wäh-
rend des Krieges viele Hunderte von Beiſpielen ge
nannt, in denen offenkundiger Widerſtand als Teil-
ſtreik der Lebensmittelerzeuger bezeichnet werden
kann.

Das ehe Volk hat während des Krieges
diedie Blockade durch Entente und damit die Aus

rie. der Frauen, Kinder undL e als brutal und rückſichtsloſe verur-
te uch die agrariſche Preſſe hat in zahlreichen Ar
tikeln das n und aller Kultur Hohnſprechende, völkerrechtswidrige Verhalten der Englän-der und ihrer Verbündeten gebrandmarkt. Jetzt halten
es dieſelben Kreiſe für richtig, die Situation des ausge-
hungerten und verelendeten deutſchen Volkes noch
weiter zu verſchlechtern, indem man den Land-
wirten einen Streik nahelegt.

Die deutſche Landwirtſ x hat während des Krie-
ges das Wohlwollen der Reg ernrg und ihrer Organe
in weiteſtem Maße gefunden. Kein
abgeſehen von den Kriegslieferanten anderer
während des Krieges materiell ſo gut ahnen wie
die Frrar von Lebensmitteln. offizielle Ver

a

e Erwerbsgruppe,

treter der Landwirtſchaft geben zu, daß man auf dem
Lande heute im Gelde ſchwimmt. Selbſt dann, wenn
man anerkennen will, daß die Leiſtungen der Landwirte
an ſich, für das deutſche Volk während des Krieges wich-
tig und wertvoll waren, ſo muß doch gleichzeitig jeder-
mann zugeben, daß die Landwirte dabei außerordentlich
gut abgeſchnitten haben und recht gut bezahlt
wurden. enn trotzdem die deutſche Landwirtſchaft
nunmehr die Dinge auf die Spitze treiben will, ſo wird
ſie das ganze Vo gegen ſich en. Herr von Olden-
r und ſeine Freu
weiterzuſchreien, die leider uneinigen und ſich befehden
den Arbeiter in einer geſchloſſenen Front zu ſammeln
gegen das agrariſche Junkertum, das an-ſcheinend durch den r nichts gelernt hat.
Die Revolutioniſt bisher mit den preußi-
ſchen Junkern verhältnismäßig ſchonend
umgegangen. Wenn es Herrn von Oldenburg ge
lüſtet, auf dieſem Gebiete eine Aenderung zu erſtreben,
er iſt auf dem richtigen Wege.

Ungbhüngig uxzuverlüſſg.

r unabhängige Partei iſt nach der Revolution
volitiſch in eine üble Lage gekommen, ſie haben keinen
feſten politiſch- theoretiſchen Boden unter den Füßen.
Es wird immer offenbarer, daß die Partei einer Auf-
löſung in der Weiſe entgegengeht, daß ein Teil davonzur ſozialdempkratiſchen Parke zurückkehrt, während

der radikale Flügel von den Kommuniſten und Spar
takiſten aufgeſogen wird. Dieſe Sachlage veranlaßt die
inabhängige Partei, den links von ihr ſtehenden ppli-
liſchen Gruppen immer mehr Konzeſſionen zu machen.
Seit der Revolution iſt dieſe Partei aus einem Extrem
in das andere ſere.
Ein Schulbeiſpiel für die Opportunitätspolitik, die

die Unabhängigen in der letzten t um ihren Beſtand
führen, bildet ein Artikel von ſt Däumig in der
Freiheit vom 27. Februar. Während noch vor kurzer
Zeit itglieder der Regierung angehör-
ien, die die Aufgabe hatte, die deutſche Republik zu
ſtützen und zu feſtigen iſt es nach einer Friſt von
einigen Wochen in der h en Betrachtung ganz
anders geworden: „Der alte morſche Bau kracht in allen
Fugen und es iſt vielleicht nur eine Frage von Tagen,
is er r r r wird Ganz Mitteldeutſch-land iſt von einer großen Streikbewegung ergriffen,
das Wirtſchaftsleben GroßBerlins iſt auf das
Schwerſte bedroht!“. Der Artikel führt weiter aus, daß
es unter dieſen Umſtänden die Aufgabe der Arbeiter
räte ſei, raſch zuzugreifen und alle proletariſchen Kräfte
zu ſammeln, um dem Verderben Einhalt zu gebieten.“

Ausgezeichnet! Auch die Sozialdemokratie Deutſch
lands hat keinen dringenderen Wunſch als den, der
hier von Herrn Däumig h wird. Auch die So-
galdemokratie will dem Verderben Einhalt gebieten.
Der Unterſchied zwiſchen ihr und den Unabhängigen
beſteht allerdings nur darin, daß die Sozialdemokratie
alles getan hat, was geeignet war, dem Verderben Ein
halt zu gebieten, während die Schaukelpolitik der Unab-
gung die Konzeſſionen, die ſie den Elementen des
Verderbens machten, die entgegengeſetzte Wirkung ge
habt hat. Es iſt nicht anzunehmen, daß ſelbſt Herr
Däumig der Anſicht iſt, daß man dem Verderben da-
durch entgegenwirken könne, daß man die Elemente,
die das Verderben herbeiführen, in jeder Beziehung
ſtärkt.

Ein feines Plünchen.
n der Königsberger Volkszeitung veröffentlicht

der Reichskommiſſar von Oſt und Weſtpreußen, Ge-
noſſe A. Winnig, einen Bericht, aus dem hervorgeht, daß
die Bolſchewiſten in Moskau ganz ernſtlich mit demPlane umgegangen ſind Deinchland in

rt, hat

e brauchen nur im gleichen Tone.

ihre Kreiſe e und von den deutſchen Gren
zen aus die Weltrevolution zug auf die Ententeländer
u übertragen. Wie dieſer Plan im einzelnen zur
urchführung gelangen ſollte, beweiſen die folgenden

Ausführungen: „Nach den Ereigniſſen und Erfahrungen
der letzten Monate ziemt ſich für uns wirklich eine

Vorſicht. Die Geldbeziehungen zwiſchen der
owjetregierung und deutſchen Parteiführern zeigen

uns, wie ſkrupellos und kühn die r e gitation in unſerem Lande wühlt. Die gleichze tige Zuge
hörigkeit des Herrn Karski zur deutſchen Sozialiſie-
rungskommiſſion und zur Sowjetregierun lehrt uns,bis zu welchen Unglaublichkeiten ſich die volſchewi tiſchen
Pläne auszuwachſen vermögen. In dieſem Lichte S
ſehen, konnte uns der uns bekannt den Plan der
Bolſchewiſten, eine Etappenſtraße Berlin Moskau zuſchaffen, und zu dieſem Fweae zunächſt Königsberg in
ihre Hände zu bringen, nicht gleichgültig en Die
Zeit wird kommen, die es uns geſtattet, über dieſen
Plan mehr und deutlicher zu reden.“

Dieſer Plan ſowie die Tatſache, daß in Königsber
bolſchewiſtiſche Agenten an der Arbeit waren, und da
die Marinevolkswehr mit ihnen Verbindung ange
knüpft hatte, ſind die beſte Rechtfertigung für die Auf
ſtellung des Heimat- und Grenzſchutzes!
Die Rechtsſchwenkung der ruſſiſchen Sowjet Regierung.

Wie ein ruſſiſcher Funkſpruch mitteilt, ſind die ruſ-
ſiſchen Sowjets zu den Verhandlungen aus den
Prinzen- Inſeln unter den nachſtehenden von der En-
tente aufgeſtellten Bedingungen bereit:

1. Wiederherſtellung der anullierten Anleihen;
2. Verzicht auf revolutionäre Propaganda;
3. Sicherſtellung der wirtſchaftlichen Intereſſen der

Verbündeten durch Konzeſſion und Gebietsabtre-
tungen.

Dieſe Zugeſtändniſſe der Sowjet- Regierung unter-
ſtreichen deutlich die Rechtswendung der ruſſiſchen bol-
ſchewiſtiſchen Regierung, die ſeit Niederwerfung der
Spartakiſtenaufſtände in Berlin immer mehr in Er-
ſcheinung getreten iſt.

Doch Lebensmittel fär Deutſchland.
Der Zehnerrat und der Oberſte wirtſchaftliche Aus

ſchuß der Entente hat ſich darüber verſtändigt, daß die
Lieferung von Lebensmitteln an Deutſchland gegen Be
zahlung ſofort beginnen ſolle, falls Deutſchland ſeine
Handelsſchiffe ausliefere, die amerikaniſchen und andere
Truppen, monatlich 70 0600 Mann, heimbefördern und
dafür Nahrungsmittel uach Europa bringen ſollten.
Clemenceau habe die volle Beteiligung der Franzoſen
angekündigt. Ein von der Hamburger Seewarte auf-
enommener Funkſpruch aus Paris beſagt, daß Deutſch
and, falls es ſeine Handelsflotte ausliefere, ſofort

250 000 Tonnen Lebensmittel monatlich erhalten ſolle.
Kurze Notizen.

Die Nationalverſammlung wird ſich am Mittwoch auf acht
Tage vertagen und erſt am Donnerstag nächſter Woche ihre
Arbeiten wieder aufnehmen. Jn der Zwiſchenzeit werden nur
Ausſchußſitzungen ſtattfinden.

Verliner Spartakiſtengreuel. Wolffs Telegraphenbureau be
richtet über grauenvolle Taten, die die Spartakiſten bei den
Kämpfen in Berlin verübt haben ſollen. Jn der gleichen Weiſe
ſollen ſie auch in Lichtenberg gehauſt haben. Jetzt iſt ihre
Macht gebrochen, die Regierungstruppen ſind überall Herr der
Lage und ſind im Vormarſch auf Lichtenberg, um auch dort wieder
Ordnung zu ſchaffen.

Das Ende des Leipziger Streiks.
der Arbeit begonnen worden.

Heute iſt hier wieder mit
Der A.- u. S.-Rat fordert zur

Waffenabgabe auf. Die Einſchränkungen des Perſonenverkehrs
ſind aufgehoben. Jn der Montag nacht kam es zu lebhaften
Schießereien. Der Zugverkehr iſt jetzt in vollem Umfang wieder
aufganommen.

Wo

Rätebbngreß und Neuwahl der

Mbeiterrüte.

Der Zentralrat ladet zu einem z w eiten Rätekongreß
für den 26. März ein und erläßt folgende

Richtlinien für die Wahlen zum Rätekongreß:
1. Der zweite Kongreß der Arbeiter Soldaten und Bauern

räte ſoll eine Zuſammenfaſſung der der deutſchen
Arbeiter, Soldaten und Bauern ermöglichen. Hiervon ausgehend
oll ſich der Kongreß aus Delegierten zuſammen-er die gemäß den nachſtehenden Richtlinien
gewählt ſind.

2. Um den Zweck des Kongreſſes zu erreichen, iſt es erforder
lich, daß die Arbeiter (auch Landarbeiter-), Soldaten und Bauern-
räte neu gewählt werden. Eine Reuwahl kann unter-
bleiben, wenn die zurzeit beſtehenden Arbeiter-
und Bauernräte im weſentlichen im Sinne dernachſtehenden Richtlinien zu ſammengeſetzt ſind
und Einſpruch gegen die Unterlaſſung der Neu-
wahl ſeitens der zuſtändigen Parkeiorgani-ſationen nicht erfolgt. Die Neuwahlen müſſen bis zum
16. März d. J. erfolgt ſein. Sie finden nach den Grund-
ſätzen der Verhältniswahl ſtatt. Als Wahlbezirk gilt die Ge
meinde (Stadt, Bürgermeiſterei, Amtsbezirk, Gutsbezirk). Be
nachbarte Gemeinden können ſich zu rinem Wahlbezirk vereinigen.
Den örtlichen Organiſationen wird empfohlen, zur ordnungs-
gemäßen Durchführung der Wahlen die Hilfe der Grmeidebehörden

in Anſpruch z nehmen. ßJn Wahlbezirken mit weniger als 10 000 Einwohnern kann die
Wahl in lverſammlungen ſtattfinden. In dieſem Fall legi
timiert z der Wahlberechtigte durch ſeine Anweſenheit.

3. Iberechtigt und wählbar zu den Arbeiterräten ſind alle
Perſonen beiderlei Geſchlechts, die das 20. Lebensjahr erreicht haben
und gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigt ſind, ſofern das Jahres-
einkommen den Betrag von 10 000 Mark nicht überſteigt

Als Wahlausweis gilt eine vom Arbeitgeber ausgeſtellte Be
ſcheinigung über Beſchäftigung und Lohn- bzw. Gehaltshöhe. Ar-beitsloſe MWahlberectigle weiſen ſich durch Vorlage der Arbeits-

loſenkarte aus.
4. Jn Orten mit überwiegend Landwirtſchaft treibender Be-

völkerung ſollen neben den Arbeiterräten bzw. Landarbeiterräten
eine entſprechende Anzahl Bauernräte gewählt werden. Die Wahl
erfolgt in derſelben Weiſe wie zu den Arbeiterräten. Wahlberech-
tigt und wählbar ſind alle über 20 Jahre alten Perſonen, die einen
land wirtſchaftlichen Betrieb zu eigen oder in Pacht haben, und die
im Betrieb beſchäftigten über 20 Jahre alten Familienangehörigen.

5. Alle weiteren Einzelheiten des Wahlverfahrens, insbeſon-
dere die wer der Zahl der Arbeiter- und Bauernräte bleibtden einzelnen hrbegirten überlaſſen.

6. Die Delegierten zum zweiten Rätekongreß ſind bis zum
21. März d. J. auf den für die Wahlkreiſe einzuberufenden Kon-
erenzen der Arbeiter und Bauernräte nach den Grundſätzen der Lebensmittel gefunden. einige Waffen wurden zuen zu wählen. Die Einladungen zur Achtel Kar gefsrdern. Sieben Perſoges murdeg neges

gen von der Aebekter L Veahereeets Honteeke des

Die der auf die ntenen Arbriter- und Vanern e
Ei zahl. Auf je 5000 Einwohner ne

imme. irke mit weniger als 5000 Einwohnern habenm eine Stimme. 8
werden e Wahlkreiſe gebildet; für jeden Wahlkreis

en?ſind Delegierte n:e wird noch veröffentlicht.)
Bei dieſer Ver ng iſt darauf Rückſicht genommen, daß eufje 250 000 Einwohner ein Kongreßdelegierter citfant s

Ueber die Wahl der Delegierten iſt ein von der Konferenz
leitung unterſchriebenes Wahlprotokoll anzuſertigen. Den Dele-
gen zum Rätekongreß iſt ein auf den Jnhaber lautendes Man
at auszuſtellen, welches von mindeſtens zwei der Unterzeichneten

des de allen Truppenteilen. bei denen die beſtehenden Sol
datenräte nicht gemäß dern Erlaß des A. V. Bl. vom 19. 1 19 ge
wählt worden ſind oder bei denen überhaupt noch keine Soldaten
räte beſtehen. hat bis zum 16. März 1919 eine Neuwahl auf der in
diefem Erlaß vorgeſchriebenen Grunblage zu erfolgen.

Auf die Soldatenräte eines jeden Armeekorps entfällt ein Kon
greßdelegierter. Die Wahl findet in Verſammlungen der Sol
datenräte der einzelnen Armeekorps ſtatt. wählen die
Sang etiowen ſee und Nordſee je einen reter, die

ront.
Wir fordern unſere Genoſſen auf, überall dort, wo die enicht entſprechend dieſen r zuſammengeſetzt r

Neuwahlen zu verlangen,

Lokales und Propinzielles

Halle. 11. März 1910.

An die Geweindevertreter!

Sonntag den 16. März 1919, vorm. 11 Uhr in Hafle g. S.
Harz 42/44, Gewerkſchaftshaus,

vezirlskonferenz.

Tagesordnung: „Wie ſollen
unter den neuen

a) Jn den Städten.
Jn den Landgemeinden.“

Sonntag, den 23. März 1919,

Kreiskonferenzen.
Tagesordnung: Dieſelbe, wie in der Bezirks konferenz

An der Konferenz, die am 16. März in Halle ſtattfindet
nehmen die Gemeindevertreter des Saalkreiſes
teil, da für dieſe keine beſondere Konferenz
Für die übrigen Kreiskonferenzen werden noch beſondere Be
kanntmachungen erlaſſen.

Der Bezirksvorſtand. J. A.: R. Dreſcher.
Jn der Erwägung, daß es dringend nötig iſt, eine Ausſpracheüber das zukünftige Verhalten unſerer Gemeindevertreter herbei

zuführen, haben wir für Sonntag, den 16. März, eine Begirks
konferenz einbernfen. Zu dieſer Konferenz ſollen entweder der
dortige Kreisvorſtand oder 3 Gemeindevertreter entſandt werden.
Dieſe Genoſſen ſollen dann in einer Kreiskonfereng. die am
23. März in jedem Kreis abgehalten werden wird, Bericht er
ſtatten. Wegen der weiten Entfernungen und der ſchlechten Zug
verbindungen ſoll zuerſt eine Bezirkskonferenz ſtattfinden und dann
die Abhaltung von Kreiskonferenzen den einzelnen Kreiſen über
laſſen werden, die dann einen geeigneten Zentralort für ihre
Kreiskonferenz auswählen können, und das Lokal und die Zeit
noch bekannt zu machen haben.

Die Arbeitsloſigkeit in Halle
iſt immer noch eine nur geringe. Nach den Berichten der etwa
30 Arbeitsnachweiſe, die hier noch vorhanden ſind, wurden im
Januar 1919 zuſammen 6095 männliche und 1838 r t
beitſuchende neu gemeldet. Jhnen ſtanden 6384 iche
und 2332 weibliche neugemeldete offene Stellen gegenüber,
Zuſammen mit den Reſten aus dem Vormonat waren im Januar
7513 männliche und 2336 weibliche A und
liche und 3985 weibliche offene Stellen nden. Wirklich be
ſetzt wurden allerdings nur 3660 und 1565 weiblicheStellen. Die Zahl der tatſächlich chelte an die Erwerös

Semeindevertreter
verhalten?

n erſtüsnns zu zahlen war, nur rund
auſend,

Die halliſchen Arbeitsnachweiſe werden ſtark en auswärts in
Anſpruch genommen. Jm Januar wurden 2697 männliche und
1140 weibliche auswärtige und zugereiſte Arbeitſuchende gemeldet.
Jm weiteren kamen 6899 männliche und 2645 weibl T
wärtige offene Stellen zur Anmeldung. Eine große
ſpielen dabei die Geſuche um landw tliche Arbeiter u
Arbeiterinnen, da in den Ziffern vie Geſchäftsergebniſſe des Ar
beitsnachweiſes der Landwirtſchaftskammer einbegriffen ſind.
Als „Aushilfskräfte“ wurden 587 männliche und 78 weibliche
Perſonen vermittelt. Meiſt handelte es ſich hierbei um Kellner,
Reinemachfrauen uſw.

Die vor Jahren gegründete Zentralausgleichsſtele für Ar
beitsvermittlung in Halle hatte unter dieſen Umſtänden nur wenig
zu tun. Es wurden nur 14 Arbeitſuchende von einem Arbeits
nachweis an einen anderen verwieſen. Das u
amt nimmt eine regelmäßige Erhebung über die Zahl der Arbe
loſen vor,

Zu der geſtrigen Notiz über die unter Obhut der Sicher
heitskompagnie geſtohlenen Kartoffeln in Trotha teilt uns die
4. Abteilung des jetzigen Wachregiments er-
gänzend mit: Die 5. Sicherheitskompagnie (jetige 4. Abteilung)
ſtellte am Tage nach den Matroſen die Wache in Trotha; ibr
gelang es, zwei Perſonen, die in dieſer Nacht ebenfalls ſteblen
wollten, feſtzunehmen. Zu gleicher Zeit war an einer Rachbar
ſtelle eine Abteilung der 36er auf Wache. Auch bei dieſen wurde
geſtohlen. jedoch dieſe ließen die Spitzbuben laufen mit dem Be
merken, das bißchen ſchadet nichts.

Der hi der Kri der Jhörigen de Rele un r r im ber.
oſtdirektionsbezirk Halle (Saale) überreichtee Jr7vir Landesjägerkorps den

Betrag von Mark zur Unterſtützung der 8 terbliebenen der
im Kampfe um die Wiederherſtellung der Ordnung gefallenen
Landesjäger.

Die Fahrgeldeinnahme der ſtädtiſchen Straßenbahn betrug im
Monat Februar 1919 Mk. 348 173.37.

Eingebrachtes Plündergut.
Auf einem Acker in der verlängerten Cecilienſtraße wurden

geſtern von einem Flurhüter Kleidu und vier Stücke Tuch
im Geſamtwerte von etwa 1500 M. gefunden. Die Sachen wurden
ſchergeſre“

ei der Durchſuchung der Wohnung eines in der Dölauer
Straße wohnhaften Maunrers wurden dem Heuboden 311
Pakete Jwiebäcke, vom Plündern herr ſowie etwo
60 Pfund Erbſen, 25 Pfund Gerſte und 25 Pfund Roggen, ſogen.
a aufgefunden.eſtern wurden die VPiertel der Kl. Ulrichſtraße und an der
Univerſität einer planmäßigen Durchſuchung unterworfen. Dabei
wurde zahlreiches Heeresgut und geplünderte



Ked 24 ver gen Teltnagahne anun ofneen devom Unterberg einen am

Stad ſſe abge-e egeben. der des miieihen x anſhlage iſt noch
nicht ermittelt.

St 2ithenter. Das r nimmt ab Mittwoch.
den Betri t einer drans von ieg olländer
wieder auf. nnerstag wird erſtmalig „Der G'wiſſenswurm“
wiederholt. Beginn ver Vorſtellungen nachmittags 5 Uhr.
Die Kaſſe iſt ab Mittwoch von 10 et, woſelbſt auch die
Tageskarten für die ausgefallenen m je nach Wunſch
umgetauſcht oder zurückvergütet werden. Be T ausgefallener
Abonnementsvo gen wird näheres noch bekannt gegeben.

Brachſtedt. Die verſagende Sicherheitswehr.rn allen Orten ſogenannte Siche W gegründet
worden ſind, merkt man abſolut nichts, daß die Tätigkeit dieſer
Wehren eine für die Gemeinde erſprießliche wäre. Zum Beiſpiel
wurde in der Nacht vom Sonnabend zum Son beim Guts
beſitzer Rein Ohme in Brachſtedt ein größerer Diebſtahl aus
geführt. bei dem die Diebe eine große Beute vorgefunden haben;
zwei Schafe, Kaninchen, Kartoffeln fielen den Dieben in die
Hände. Es ſind bei Ohme bereits zwei ähnliche Diebſtähle
ausgeführt, als die Sicherheitswehr noch nicht beſtand. Darum
wäre es ſehr erwünſcht, daß die Herren, welche ſich in die Liſte der
Sicherheitswehr eintragen ließen, nicht nur auf dieſer Liſte, ſon
dern nachts im Dorfe zum Schutze der Einwohner zu finden wären.

Merſeburg. Der Generalſtreik und die Arbeiter.
Aus den Kreiſen der Bergarbeiter geht uns unterm 25. Februar
folgende Zuſchrift mit der Bitte um Aufnahme zu: Kameraden
und Arbeiter, wiederum ſind wir durch Beſchluß zum Generalſtreik
aufgefordert worden, unter der Deviſe gegen die jetzige Regierung
mit dem ausgeſprochenen Zweck durch den Generalſtreik die jetzt
beſtehende Regierung zu ſtürzen. Einſender dieſes, hat bisher auf
dem Boden der U. S. P. D. anden, aber verſchiedene Vor
gänge der letzten Zeit haben mich eines Anderen belebrt, und ich
weiß, daß viele meiner Kameraden und Arbeiter dieſelben An-
ſichten wie ich, vertreten, blos noch nicht den Mut gefunden, die
Konſequenzen zu ziehen um ſelbſt denken und handeln zu können.
Wir ſollen und müſſen auf Grund des ausgeübten Terrors dieſe
Opfer bringen, denn nur einige Tage Verdienſtunmöglichkeit brin-
gen in vielen Familien das Geſpenſt des Hungers herbei. Wäh-
rend wir alle Opfer bringen ſollen, haben wir geſehen, daß auf
der anderen Seite das nicht vorhanden iſt, wie man es uns vor-
vredigt. Aus dieſem Grunde möchte ich euch Kameraden und Ar-
beiter einen r unterbreiten, und bitte, denſelben ev. zum
Antrag und zur Diskuſſion zu bringen, u. zwar: „Alle amtierenden
ſeſtbeſoldeten A.- u. S.- Mitglieder ſowie alle bei den Kommunen
und in ſtaatlichen Jnſtituten von der Arbeiterſchaft eingeſetzten
Beiſitzer und Kommiſſare haben zugunſten des Generalſtreiks von
Anbeginn desſelben zu ſeiner Beendigung die ihnen zuſtehen-
den Bezüge reſtlos an eine Unterſtützungskaſſe abzuführen, worausdann die betreffenden Arbeiter und Familien, welche ſich in Not
befinden, unterſtötzt werden; denn die Deviſe lautet doch: „Gleiches
Recht für alle!“ Kameraden und Arbeiter, ich weiß, daß in
unſeren Reihen viele vorhanden S die mit dem jetzigen Vor-
gehen einzelner unverantwortlicher Leute nicht einverſtanden
ſind. Habt den Mut und zieht die Konſequenzen daraus, nicht
der Terror ſoll herrſchen, ſondern freie Meinungsäußerung
und freie politiſche Betätigung jedes einzelnen. Nach dieſem
Sinne müßt Jhr arbeiten und handeln, wenn nicht die Erfolge
der Revolution verloren gehen ſollen. T.

Bockwitz. r t der altenſozialdemokratiſchen Partei. Am Donnerstag, den
ß. Mä and unſere Mitgliederverſammlung ſtatt,ſtark beſn t war. Zu Punkt 1 gab der Voſthende den icht
von der am 9. Februar ſtattgefundenen Kreiskonferenz. Unter
anderem wurde auch erwähnt, daß durch die Umwälzung endlich
auch den Lehrern und anderen Beamten die Möglichkeit gegeben
ſei, ſich öffentlich zur Sozialdemokratie zu bekennen, was ein Teil
in unſerem Kreiſe getan hat. Hier in Bockwitz kann man leider
aber von dieſer Seite nicht ſo viel Mut aufbringen, öffentlich
dafür einzutreten. Bei Punkt 2: Gemeindevertreterwahlen wurde
folgendes Ergebnis bekanntgegeben: „Unſere Partei 7, die U. S.
P. 5, die Gewerbetreibenden 4 und die Beamten 2 Vertreter.
Wir haben alſo auch bei dieſen Wahlen wieder a m beſten a b-
g W nitten. Bei dem Bericht über den Arbeiterrat, den Gen.
Habermann erſtattete, wurde erwähnt, daß es Aufgabe der neuen
Gemeindevertreter ſein wird, den Arbeiterrat aufzulöſen. Zu
Punkt Verſchiedenes gab der Vorſitzende bekannt, daß bei der
letzten Hausagitation 7 Leſer für die Volksſtimme ge-
wonnen wurden. Jm geſamt ſind 126 Abonnenten der Volks-
ſtimme und 60 Mitglieder der Partei. Beſtellungen auf
die Volksſtimme nimmt der Genoſſe Wilh. Juriſchka, Mühlen-
ſtraße 6, entgegen. Vom Vorſitzenden wurde noch auf die Bibli
othek des Gewerkſchaftskartells hingewieſen, welche von jetzt ab
wieder jeden Sonntag im Gaſthof Gabriel, im Saale, vom 10 bis
12 Uhr vorm., geöffnet iſt. Die Verſammlung wurde vom Vor-
ſitzenden mit dem Wunſche geſchloſſen, weiter wie bisher für die
Partei zu arbeiten und bei der nächſten Verſammlung die Frauen
mitzubringen.

fall verlau
ehrheitsſozialiſten 66,

Unabhängige 39,
Kommuniſten 14,
Demokraten 460,
Rechtsparteien 27,
Chriſtliche Volkspartei 3,
Gewerbetreibende 9H,
Angeſtellten vertreter 2

Es iſt alſo eine Mehrheit von Mehrheitsſozialfſten un
Unabhängigen zuſtande gekommen.

Hunderte von Lvoten.

Berlin, 11. März. Jm Berliner t r liegen,
laut Deutſcher Allgem. Ztg.“ allein etwa 200 Tote. JmBerliner Po eipräſivinn wurden geſtern 6 Matroſen,
die im Kampfe gegen die Regierungstruppen ehongep
nommen waren, nach ihrer Vernehmung ſtand rechtlüch
erſchoſſen.

Keine Aufhebung der Blockade.

Leo ndon, 16. März. (Unterhaus.
des Liberalen Maclean antwortete der ſter Geddes:
England müßte noch immer die Blockade gegen feindliche
Länder aufrechterhalten. Jn dieſes Blockadegebiet fielen
auch neutrale Länder.
Das Kohlengeſetz im Haushaltsausſchuß angenommen.

Weimar, 10. März. Jn der heutigen Abendſttzung des
Haushaltsausſchuſſes wurde der S 1 des Kohlengeſetzes, wel
cher feſtſetzt, daß als Kohle im Sinne dieſes Geſetzes Stein
kohle, Braunkohle, Preßkohle und Koks zu gelten hat, an
genommen. Wie ein Regierungsvertreter ausführte, ſoll
Torf vorerſt nicht in Betracht kommen, da er als Energie
quelle angeſehen wird. S 2 wurde gegen die Stimmen der
Deutſchnationalen und der Deutſchen Volkspartei ange
nommen, ebenſo S 4 und 5. Bei der Geſamtabſtimmung über
das ganze Geſetz wurde dieſes Sekt 5 Stimmen der Deutſch-
nationalen und der Deutſchen kspartei angenommen.

Briefkaſten der Redaktion.
Sch. Wir ſtimmen Jbhnen bei, auch das Publikum hatPflidken und oft wird von jener Seite provoziert. Natürlich ift

das gleichfalls aufs ſchärfſte zu verurteilen und wir glauben gern,daß ſich auch nach dieſer Seite vielerlei Beiſpiele zuſammentragen

ließen. Sobald ſich die Notwendigkeit ergeben ſollte, werden wir
auch dagegen Front machen.

O. Schm. Gröben. Wir haben von Jhrer Zuſchrift Kenntnis
genommen und J dem Parteiſekretariat übermittelt; zum Abdruck
eignet ſie ſich leider nicht.

L. S., Neudobra. Reichlich verſpätet erhalten wir Jhre Zu
ſchrift. Jhnen alle Adreſſen zu nennen, iſt uns unmöglich. Wenden

Sie ſich an die r t Sachſenland,Halle a. S. Hagenſtr. 2. n dort werden Sie die übrigen
Adreſſen wohl erfahren können.

Bekanntmachung.

Auf Anordnung des Kommandeurs des W Landes
jägerkorps, des Generalmajors Maercker, wird die lizeiſtundefür r Kaffeehäuſer, Theate Dchepietan er ufw.,
von heute ab auf 8.80 Uhr abends feſtgeſest. e

alle, den 11. März 1919.
Die Polizeiverwaltung.

vekanntmachung.

Auf Grund der Bekanntmachung vom 12. April und 24. Mai
1918 betr. die Kohlenverſorgung für den Stadtkreis Halle für die
Zeit vom 1. Mai 1918 bis 30. April 1919 wird folgendes be
ſtimmt:

1. Während des Monats März in beim Einkauf kleiner
arten die Rummern 35——37Kohlenmengen von den roten Kohlen

als vorzugsberechtigt.
Die Kleinhändler ſind r an ihre Kunden auf jede

dieſer Nummern Zentner Briketts ohne Rückſicht auf die Ver
ſorgung anderer abzugeben.2. Die Kleinverbraucher ſind verpflichtet, ihren Bedarf bei
demjenigen Kleinhändler zu decken, bei dem ſie als Kunde an
gemeldet ſind.

Der Magiſtrat.

Auf Anfrage

Halle, den 10. März 1919.
DZDZZZDT

r Walhalia- 1000 Paralſel-
Operetten Theater. schraubstöcke
Aul. S. Ende S. Uhr. in alen Grössen eingetroffen

Ernst Rarius, von
Inb. Theodor Schaaf

Sermarstr. 2. Tel. 1281.

Die fFacchingcfee.

Kind. u. Sold. halbe Preise.

Kippodrom Vorkstr. 74

e Der 1 Kbhm.
e eeähhn und e

f. dz 3 i äh dur Se
en vom 2. m Die Ga nzgasmeſſer erfolgt nach Zorm A zum n 29 Pf. für 1 Kbm.,

r J
gen für die

orm B zum Preiſe von 32 Pf. fü
nach dem

vom 20. Dezember 1915: Der
o) zu den B

lpreis (ohne meſſer
auſchalpreis beträgt für 1 Leuchtflamme von 100 Kerzen Hellig-

eit bei nicht mehr als 2 Flammen in der Zeit vom 1. 4. bis
30. 9. 2,50 1. 10. bis 31. 3. 3,50 Mk., für jede weitere an
geſchloſſene Flamme 2 Mk. u. 2,50 Mk., für 1 Leuchtflamme von
50 Kerzen Helligkeit bei nicht mehr als 2 Flammen in der Zeit
vom 1. 4. bis 30. 9. 1,55 Mk., 1. 10. bis 31. 3. 2 Mk., für jede
weitere angeſchloſſene Flamme 1,05 Mk. und 1,40 Mk. monatlich.

Dieſer Nachtrag tritt mit der Gasmeſſerableſung bezw. bei
S mit dem Tage der Abrechnung imärz 1919 in Kraft.
Salle, den 14. Februar 1919. Der Magiſtrat.

Rive. Lammers.
Vorſtehender, durch Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften

vom 14. 2. 24. 2. 1919 genehmigter n per mit dem Be-
merken zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der Preisunter-
ſchied von 13 Pf. für 1 Kbm. Gas e dem Friedenspreis
gemäß Nachtrag b gelegentlich der Entleerung der Münzgasmeſſer
von den damit beauftragten Perſonen erhoben und auf den
Kartenblättern beſonders vermerkt werden wird. Die Jnhaber
der Münzgasmeſſer haben ſich davon zu überzeugen, daß die nach
erhobenen Beträge richtig vermerkt werden. Zahlungsverweige-
rung hat die ſofortige Abſperrung der Leitung zur Folge.

Halle, den 10. März 1919.
Die Verwaltung der ſtädt. Gas u. Waſſerwerke.

2222 wwv=m—-LebensmittelKalender.
Verkauf von Sprottbücklingen. Auf Grund der Bunvdesrats-

verordnung vom 25. Sept. 4. Nov. 1915 wird der Verkauf von
Räucherfiſchen wie folgt geregelt: Der Verkauf beginnt am Mitt
woch früh in den nachſtehenden Geſchäften: Alfred Bernhardt,
Hedwig Bönicke, Karl Otto Büſch, Karl Bartels, Otto Baum-
gartel, Heinrich Doller, Alfred Füſſel, Guſtav Gärtner, Otto Gott-
ſchalk, Karl Höfer, Friedrich Höfer, Karl Jhde, Hermann Rolte,
D. D. G. „Nordſee“. A. Nothnagel, Karl Pfeiffer, Pfeiffer
Haaſe, Frau leſier, Pottel Broskowski, O. Rohrmann, Alfred
Roeder, A. Schnabel, Ernſt Schnabel, Gottlieb Schnabel, HugoSchröter Ma Schultze, Sprengel K Rink, Karl Stüwe, Max
Wolf, Paul Ziegler, Gebr. Zorn, Max Zwanziger, Frau Zander,
Frau Hanſen, Frau Längerich, Frau Fiſcher. Für jede Perſon
eines Haushalts werden 100 Gramm Sprottbücklinge zum Preiſe
von 30 Pfennigen abgegeben. Der Verkauf erfolgt auf Waren
bezugsſcheine Nr. 20 Abſchnitte 280. Auf dieſe Abſchnitte werden
nur Räucherfiſche verabfolgt. Zugelaſſen zum Einkauf werden
die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 1--8000
und 65 001--74 000. Wegen Papiermangels wird das Publikum
erſucht, pier oder Taſchen, Netze, Körbe uſw. mitzubringen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Abſchnitte 280 der Waren
bezugsſcheine 20 abzutrennen und zu Hunderten gebündelt im
Stadternährungsamt, Zimmer 11, binnen 5 Tagen ahzuliefern.
Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs erwähnten
Bundesratsverordnung beſtraft. Auch kann die Schließung des
Geſchäftes oder die Entziehung des weiteren Verkaufs der ti
ſchen Ware verfügt werden.

Berichtigung. Es wird darauf hingewieſen, daß es in der
Seefiſchbekanntmachung vom 10. März 1919 nicht heißen darf:
„Warenbezugsſchein 19“, ſondern n 18*.

Städtiſcher Verkauf von Pudding- und Vackpulver in der
Talamtſchule am Mittwoch, den 12. März 1919. Zugelaſſen zum
Einkauf werden die Jnhaber der Nummern der Lebensmittel
ſcheine 28 001-—36 000 vorm. von 8--12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 36 001-42 000 nachm. von 2—-5 Uhr. Für jede Perſon
eines Haushaltes kann 1 Paket Puddingpulver zum Preiſe von

2 r nnd v n 77 10 Pf. aen. er Lebensmitte n vorzulegen. Abgezäh

e per T rejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche
Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, am
Mittwoch, den 12., und Donnerstag, den 13. März 1919, bei den
von ihnen gewählten Großfirmen den in dieſer Woche zum Ver
kauf gelangenden Sirup abzubolen. Bekanntmachung über
Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Die Jnhaber von Gaſtwirtſchaften werden hierdurch aufge
fordert, die auf ihren Betrieb entfallenden Zuckermarken und Se

ſcheine für Sacharin, und zwar die Geſchäftsinhaber mit den
nfangsbuchſtaben A--G am Mittwoch, den 12., diejenigen mit

den Anfangsbuchſtaben H--N am Donnerstag, den 13, diejenigen
mit den Anfangsbuchſtaben O--S am Freitag, den 14., und die
jenigen mit den Anfangsbuchſtaben T am Sonnabend, den
15. März 1919, vgrz von 8-1254 Uhr im Stadternährungs
amt, Marktplatz 22, 2. Obergeſchoß, Zimmer 9, abzuholen.

Ein Ausweis iſt mitzubringen.

Mittwoch an alle Tage von
2*, Uhr geöffnet. 2394

Kurzwaren
e

e

Die Direkon,. Heerno dein „-uIe Tg, —22 z.

e Kasse 10-1 u. 46. S F72 2 3 h 155 75I7 I J n gen 7 J s 7 9t ca Nah e eStadt -Theates „-D An aenßärie! Pe* 3 eines Jtoplewiry 245Wiedererö c Vom 1. März ab halte ich enMittwoch, d. i War 1919. fenxter-opehe Priv. rechstunden Druckknöplke, echwarz u. weiß, 35 Leinen-Zwirn, schwarz und
Anfang 5, Ende 7 Uhr g atsp n wochentäglich 1012, garantiert rostfrei weiss 50 Atr. Kärtchen 959
Der fegende Hollände in neuen Muſtern ein unentgeltliche Sprechstunden Nähseide, alle modernen Far-von egenae Wagner t en, 2395 tur undemittelte i c un ren Mtr r ben t AMtr. Röllchen 96

n empfiehlt preiswert Nieren- und T 7 r 80 Aanzeide, r in 70Der G'wissenswurm. (urologische Poliklinix) Kragen besponnen 15 s AMtrRöllchenen 10 Ünr Albin Hentze Montag, Mittwoch und Freſtag 4—6 Vhr San r et Nehseide auf Hoizrolen 2.75
ase mtausch resp Weldenplan 6. 2363 Kordonnetseid KoltRücknahme vertfallener 4 24 Schmeerſtraße 24. z nnetseide Kolle 2.95, 38Tageskarten. Strumpf-Gummiband Stopfe Piwatäorent Dr. heise, Ia. Qualität. u J95 opern in aner e II

Generalkommando Fensterieder a Le sten 10. 50IV. Armeekorps.

Abt. Bkl.-O. Nr. 8398, 9 re ehe wer v Brummer BenjaminDur r s beſtimmten Truppentelle werden andig größere Mengenmilitäriſcher Bekl e dringend benötigt. Es ſind noch viele Uniformen vorhanden, die nutzlos herum-
negen, die aber für den

zurück. Zur Annahme iſt jeder Truppenteil des
Magdeburg, den 21. Februar 1919.

Von ſeiten r 3 Generalkommandos.
B.:

v. Lilienhoff.

en vorgenannten Zweck verwendet werden können. Gebt daher alle überflüſſigen Uniformen, Bekleidungsſtücke uſw., jedoch nur gut erhaltene Sachen, an die Heeresverwaltung gegen See

Korpsbereichs bereit.
hlung

2399

Der Soldatenrat.
Lötſch.

Orosse Ulrichstrasse 22123.

J .,rB BeFaſt unge brauchte

Wöbel aller Art
Küchen, Schlafzimmer Einrich
tungen, Nußdanm Schränke Ber

h

Stellen ſinden

r h gen

ſue die

S

g J

—58 7


	Volksstimme
	1919
	Monat
	Tag
	Nr. 55.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]






